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Heiße Luft – mehr wird beim UN-Klimagipfel (COP24) im polnischen Katowice Anfang Dezember
wohl nicht rauskommen. Globale Erwärmung bringt der Klimawandel schließlich schon selbst. Die
„Umweltbilanz“ fällt seit dem Pariser Klimaschutzabkommen (COP21) verheerend aus, während die
Folgen des globalen Klimawandels immer sichtbarer werden.

Auf der ganzen Welt ist man weit davon entfernt, die Konzentration von CO2 in der Atmosphäre
deutlich zu senken. Trotz halbherziger nationaler Versprechungen wurden 2018 global die höchsten
CO2-Konzentrationen gemessen. Bleibt es bei einem Anstieg, könnte bereits 2030 die 1,5-Grad-
Schwelle überschritten werden! Das Abkommen von 2015 ist bisher gescheitert – und Besserung
nicht in Sicht.

Die USA, immerhin die größte Ökonomie der Welt, sind unter Trump ohnedies schon ausgeschert,
Länder wie Brasilien unter dem Halb-Faschisten Bolsonaro drohen auch mit diesem Schritt.

Auch Deutschland hat es trotz großer Ankündigungen nicht geschafft, in den letzten zehn Jahren die
Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Ein wichtiger Grund: es ist noch vor China der weltweit
größte Förderer und Nutzer vom klimaschädlichsten Energieträger: Braunkohle!

Und die Kohlekommission?

Die Bundesregierung und die von ihr eingesetzte „Kohlekommission“ reihen sich in dieses weltweite
Desaster ein. Der für Ende 2018 versprochene „Abschlussbericht“ wird wohl erst 2019 vorliegen.
Klar ist aber schon heute: die notwendigen, wirksamen Maßnahmen zum raschen Ausstieg oder gar
zu einem an den Bedürfnissen der Bevölkerung und Umwelt orientierten Umbau des Energiesystems
wird er nicht bringen. Stattdessen wird gefeilscht, ob in den 2030er Jahren oder, geht es nach den
Konzernen, in den 2040er Jahren „ausgestiegen“ wird.

Jedes Jahr „früheren“ Ausstiegs, jeden entgangenen Profit werden sich RWE, Vattenfall usw. teuer
abkaufen lassen – natürlich nicht aus den Profiten der Wirtschaft, sondern aus dem Steuersäckel,
also durch die Masse der Bevölkerung.

Die Bundesregierung (und neuerdings selbst die FDP) gibt sich beim Klimaschutz zwar gerne
„engagiert“, ihre Taten beweisen aber das Gegenteil.

Anders als noch vor Jahrzehnten und wie RechtspopulistInnen wie Trump oder die AfD kann und will
sie zwar den Klimawandel und seine Bedrohungen nicht leugnen – die Konzerninteressen und deren
Profite sollen aber auch nicht beschnitten werden.

Leere Worte, falsche Versprechungen, halbe und widersprüchliche Maßnahmen sind das
unvermeidliche Resultat einer Politik, die die Auswirkungen der drohenden Katastrophe zwar
anerkennt – zugleich aber ihre eigentlichen Ursachen nicht angehen will und kann.

Im Gegenteil. Diese werden geleugnet. Ausgerechnet der Markt und die Konkurrenz sollen es
richten, garniert mit einem mehr oder weniger bizarren System von Subventionen für Unternehmen
und die Wirtschaft (z. B. günstigere Strompreise für Unternehmen, Steuerbefreiungen für Kerosin,
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…).

Die SPD verwaltet seit Jahr und Tag dieses Chaos mit – schließlich will auch sie ein Ding der
Unmöglichkeit: einen umweltfreundlichen Kapitalismus. Im Hambacher Forst stand sie folgerichtig
gemeinsam mit der Landesregierung und der konzernhörigen Gewerkschaft IG BCE auf Seiten der
Kohlelobby – und hatte zugleich auch noch die Chuzpe, sich bei der Demonstration der
BraunkohlegegnerInnen anzubiedern.

Die bürgerlichen Grünen und die Linkspartei agieren nach dem Motto „In der Opposition hui, an der
Regierung pfui“. So haben sie in NRW und in Brandenburg an der Landesregierung selbst den
Braunkohletagebau durchgewunken, während sie sich im Bundestag als „Klimachampions“
präsentieren. Meisterhaft ist bei ihnen allenfalls ihre Heuchelei. Ihre Lösungsvorschläge bringen
keine Lösung, sondern stellen – gerade der sog. „Green New Deal“ – nur Spielarten bürgerlicher
„Umweltpolitik“ dar.

Vom Kapitalismus wollen die bürgerlichen Grünen ohnedies längst nicht mehr reden, sie wollen ihn
ähnlich der SPD nur „besser“ verwalten. Die Linkspartei gibt zwar vor, auch das System „in Frage
stellen zu wollen“ – nur nicht an der Regierung. Dort prägen „Sachzwang“, Koalitionsvertrag und
Opportunismus die Partei.

Antikapitalismus!

Doch auch große Teile der „Umweltbewegung“ umschiffen mehr oder minder gekonnt das Problem,
was sich genau darin zeigt, dass sie keine Antwort auf die vorhandene Spaltung der Lohnabhängigen
angesichts der bürgerlichen Umweltpolitik zu finden vermögen. Was tun für die Beschäftigten in der
Braunkohleindustrie? Wie verhindern, dass die Kosten der „Klimapolitik“ auf die Bevölkerung in
Form höherer Preise für Strom, Benzin usw. abgewälzt werden? Die Entwicklung in Frankreich
zeigt, dass eine solche Politik nicht nur umweltschädlich und verlogen ist, sie zeigt auch, dass sie im
schlimmsten Fall gar rechten DemagogInnen erlaubt, sich an die Spitze von kleinbürgerlichen,
rechtspopulistischen Bewegungen zu stellen.

In den letzten Monaten konnte RWE – unter großzügiger Mithilfe der IG BCE und der lokalen SPD –
erneut tausende BergarbeiterInnen gegen die Umweltbewegung in Stellung bringen. Das kann nur
verhindert werden, wenn die Gewerkschaften und die Linke für die entschädigungslose Enteignung
der Konzerne unter ArbeiterInnenkontrolle kämpfen.

Wir müssen deshalb den Kampf für den Kohleausstieg mit dem Kampf für ein Wirtschaftssystem
verbinden, in dem unsere Zukunft nicht für die Profite weniger verheizt wird. Ebenso müssen wir
uns gegen jede Entlassung und jeden Einkommensverlust zur Wehr setzen. Das bedeutet keinesfalls,
dass jede/r Beschäftigte genau dieselbe Arbeit machen wird wie bisher. Im Zuge einer ökologischen
Umrüstung der Produktion würden natürlich auch für die ArbeiterInnen in den Energieunternehmen
neue Aufgaben anfallen. Auf der Grundlage einer Marktwirtschaft und der Produktion für immer
größeren Profit ist das jedoch unmöglich – daher bildet die entschädigungslose Enteignung und
Verstaatlichung des ganzen Energiesektors eine unerlässliche Voraussetzung für jede rationale
Klimapolitik, für jeden „Strukturwandel“ in diesem Bereich und für die Ausarbeitung eines Plans zur
Umrüstung des Energiesystems unter ArbeiterInnenkontrolle.

Das Privateigentum an Produktionsmitteln und der Imperialismus müssen ins Visier genommen
werden, wenn diese Frage gelöst werden soll. Mehr als jede andere ist die Umweltfrage eine
internationale. Es kann keine Verhinderung des Klimawandels nur in einem Land geben. Die
kapitalistische Krise und die verschärfte Konkurrenz zwischen Großmächten führen unvermeidlich
dazu, dass vor allem die Profite der „eigenen“ Monopole gesichert werden und die Kosten und



Folgen auf die ärmsten und für den Klimawandel am wenigsten verantwortlichen Länder abgewälzt
werden. So hinterlässt der Imperialismus seinen „ökologischen Fußabdruck“ und setzt dabei das
Überleben von Millionen und Abermillionen, von ganzen Ländern aufs Spiel. Die Umweltbewegung
muss daher nicht nur zu einer von den Lohnabhängigen getragenen Bewegung – sie muss auch
internationalistisch und antikapitalistisch werden.

Massenaktionen gegen die Braunkohleindustrie! Bundesweite Aktionskonferenz zur
Durchsetzung des organisierten, geplanten Kohleausstiegs!
Für die ökologischen Katastrophen ist die herrschende Klasse verantwortlich – daher
soll sie für die Schäden aufkommen! Entschädigungslose Enteignung der Energie- und
Transportindustrie unter ArbeiterInnenkontrolle!
Für den schnellstmöglichen organisierten Ausstieg aus der fossilen Energiegewinnung
und den Einstieg in klimaneutrale Erzeugung im Rahmen eines rationalen
Gesamtenergieplans unter ArbeiterInnenkontrolle! Für einen solchen Plan auf
europäischer und weltweiter Ebene, der Verkehr, Industrie, Haushalte, Strom- und
Wärmegewinnung integriert!
Weg mit dem Emissionsrechtehandel und der blinden Subventionierung von
„regenerativer Energie“! Sofortige Rücknahme aller direkten und indirekten
Subventionen für den Energiesektor! Sofortige Senkung der Strompreise! Den
Marktmechanismen setzen wir das bewusste, planmäßige Eingreifen in die Produktion
entgegen. Für die Förderung von Energie und Ressourcen sparenden Techniken,
bezahlt vom Kapital!
Für ein globales Programm zur Wiederaufforstung von Wäldern, der Renaturierung
von Mooren und zum Schutz des Bodens und der Meere als CO2-Senken!
Entschädigungslose Enteignung von LandbesitzerInnen, nachhaltige Bewirtschaftung
unter Kontrolle der ArbeiterInnen und BäuerInnen!
Für Forschung nach neuen Energien wie Kernfusion und zur Lösung der
Speicherproblematik der erneuerbaren Energien, zur Minimierung bzw. Beseitigung
des Schadstoffproblems (Atommüll) unter ArbeiterInnenkontrolle und auf Kosten der
Energiekonzerne!
Gegen die Spaltung von Umweltbewegung und Beschäftigten in umweltgefährdenden
Betrieben! Keine Entlassungen und keine Einkommensverluste für Beschäftigte im
Energiesektor! Umschulung und neue Arbeitsplätze zu gleichen Löhnen und
Arbeitsbedingungen! Gegen prekäre Beschäftigung in der Branche erneuerbarer
Energien: gleiche Bedingungen für alle Beschäftigten in Windkraft-, Solarbetrieben
wie für jene in Bergbau, AKWs und bei den Stromkonzernen!


